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Stadt Detmold 
 
189 Bekanntmachung der Stadt Detmold über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen zu den 
allgemeinen Kommunalwahlen NRW am 25. 
Mai 2014 und einer eventuellen Stichwahl um 
das Amt des Bürgermeisters am 15. Juni 2014 

 
1. Das Wählerverzeichnis zu den allgemeinen Kommu-

nalwahlen NRW (in Detmold: Kreistagswahl, Bürger-
meisterwahl und Gemeinderatswahl) für die Stimm-
bezirke der Stadt Detmold wird in der Zeit vom 05. Mai 
2014 bis 09. Mai 2014 während der Dienststunden bei 
der Stadt Detmold, Verwaltungsgebäude Grabenstr. 1, 
Dachgeschoss, Zimmer 201, 32756 Detmold, für Wahl-
berechtigte zur Einsicht bereitgehalten. Das Wählerver-
zeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die 
Einsichtnahme ist mittels Computer möglich. 

 
Dienststunden: 
Montag - Mittwoch: von 08.30 Uhr bis 12.15 Uhr 

   von 13.15 Uhr bis 16.00 Uhr 
Donnerstag:  von 08.30 Uhr bis 12.15 Uhr 

   von 13.15 Uhr bis 18.00 Uhr 
Freitag:  von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr. 

 
Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die ei-
ne Auskunftssperre nach Melderecht besteht. 
Sollte es am 15. Juni 2014 zu einer Stichwahl um das 
Amt des Bürgermeisters der Stadt Detmold kommen, 
wird nach dem gleichen Wählerverzeichnis wie zu der 
Hauptwahl gewählt. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis ein-
getragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann während der Einsichtsfrist, spätes-
tens am 09. Mai 2014, bis 12.30 Uhr, bei der Stadt 
Detmold, Verwaltungsgebäude Grabenstr. 1, Dachge-
schoss, Zimmer 201, 32756 Detmold, Einspruch einle-
gen. 

 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift erhoben werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 04.05.2014 
eine Wahlbenachrichtigung. 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Ge-
fahr laufen will, dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 

 
 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahl-
schein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten 
keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in seinem 

Wahlbezirk 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimm-
bezirk dieses Wahlbezirks 
oder durch Briefwahl  

teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Wahlberechtigte/r, 

 
5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-

ne/r   Wahlberechtigte/r, wenn 
 

a) er/sie nachweist, dass er/sie aus einem von 
ihm/ihr nicht zu vertretenen Grund die Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 16 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung 
bis zum 09.05.2014 versäumt hat; 
 

b) er/sie aus einem von ihm/ihr nicht zu vertre-
tenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden ist; 
 

c) sein/ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 
Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist 
(09.05.2014) entstanden ist oder sich heraus-
stellt; 

 
d) sein/ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren 

festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-

getragenen Wahlberechtigten bis Freitag, den 
23.05.2014, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde 
mündlich oder schriftlich beantragt werden. 
Die Schriftform wird auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare elektronische Übermittlung gewahrt. 
Bei der Antragstellung müssen Familienname, Vorna-
men, Geburtsdatum und Wohnanschrift (Straße, Haus-
nummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden. 

 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt wer-
den. 

 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihm/ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl (Samstag, 
24.05. 2014), 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden. 
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Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis 
d) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung ei-
nes Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, 
stellen. 
 
Wer den Antrag für jemand anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein/e behinderte/r Wahlbe-
rechtigte/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe ei-
ner anderen Person bedienen. 

 
7. Mit dem Wahlschein erhält er/sie  
 

-   je einen amtlichen Stimmzettel für die Wahlen, für die 
er/sie wahlberechtigt ist. Dieser ist für 

 die Kreistagswahl rot, 
 die Bürgermeisterwahl hellgrün, 
 die Gemeinderatswahl orange; 
 
- einen amtlichen grünen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen gelben Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
für eine andere Person ist nur möglich, wenn die Be-
rechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebe-
hörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte 
Person auszuweisen. 

 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die 
Stimmzettel, legt sie in den amtlichen grünen Stimmzet-
telumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die 
auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Ei-
des Statt, steckt den unterschriebenen sowie mit Ort 
und Datum versehenen Wahlschein und den verschlos-
senen grünen Stimmzettelumschlag in den amtlichen 
gelben Wahlbriefumschlag und verschließt diesen. 

 
8. Bei der Durchführung einer Stichwahl um das Amt des 

Bürgermeisters der Stadt Detmold am 15. Juni 2014 
können Wahlscheine von in das Wählerverzeichnis ein-
getragenen Wahlberechtigten bis zum 13. Juni 2014, 
18.00 Uhr mündlich oder schriftlich beantragt werden, 
sofern der Wahlschein für die Stichwahl nicht bereits 
mit dem Wahlscheinantrag für die Kommunalwahl am 
25. Mai 2014 beantragt wurde. Die Ziffer 6 Absätze 2 
bis 5 und Ziffer 7 gelten sinngemäß. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
9. Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief 

mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzei-
tig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 16.00 Uhr 
eingeht. 

 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland unentgeltlich als Standardbrief ohne be-
sondere Versendungsform ausschließlich von der 
Deutsche Post AG befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Detmold, den 15. April 2014 
 
Stadt Detmold 
 
 
Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
190 Bekanntmachung der Stadt Detmold über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die 
Wahl zum Europäischen Parlament am 25. Mai 
2014 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen 

Parlament für die Wahlbezirke der Stadt Detmold wird 
in der Zeit vom 05. Mai 2014 bis 09. Mai 2014 während 
der Dienststunden bei der Stadt Detmold, Verwaltungs-
gebäude Grabenstr. 1, Dachgeschoss, Zimmer 201, 
32756 Detmold, für Wahlberechtigte zur Einsicht bereit-
gehalten. Das Wählerverzeichnis wird im automatisier-
ten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist mittels 
Computer möglich. 

 
Dienststunden: 
Montag - Mittwoch: von 08.30 Uhr bis 12.15 Uhr 

   von 13.15 Uhr bis 16.00 Uhr 
Donnerstag:  von 08.30 Uhr bis 12.15 Uhr 

   von 13.15 Uhr bis 18.00 Uhr 
Freitag:  von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

 
Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaub-
haft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hin-
sichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die eine 
Auskunftssperre nach Melderecht besteht. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis ein-
getragen ist oder einen Wahlschein hat. 
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2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann während der Einsichtsfrist, spätes-
tens am 09. Mai 2014, bis 12.30 Uhr, bei der Stadt 
Detmold, Verwaltungsgebäude Grabenstr. 1, Dachge-
schoss, Zimmer 201, 32756 Detmold, Einspruch einle-
gen. 

 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift erhoben werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 04. Mai 2014 
eine Wahlbenachrichtigung. 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Ge-
fahr laufen will, dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Kreis 

Lippe  
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-
raum des Kreises Lippe  
oder durch Briefwahl  

 
teilnehmen. 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Wahlberechtigte/r, 

 
5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-

ne/r   Wahlberechtigte/r, 
 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne 
sein/ihr Verschulden die Antragsfrist auf Auf-
nahme in das Wählerverzeichnis nach § 17 
Abs. 1 oder § 17a Abs. 2 der Europawahlord-
nung bis zum 04. Mai 2014 oder die Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis 
zum 09. Mai 2014 versäumt hat, 
 

b) wenn sein/ihr Recht auf Teilnahme an der 
Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 
17 Abs. 1 oder nach § 17 a Abs. 2 der Euro-
pawahlordnung oder der Einspruchsfrist nach 
§ 21 Abs. 1 der Europawahlordnung entstan-
den ist, 

 
c) wenn sein/ihr Wahlrecht im Einspruchsverfah-

ren festgestellt worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses 
zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt 
ist. 

 
 
 
 
 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-
getragenen Wahlberechtigten bis Freitag, dem 23. Mai 
2014, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde persönlich 
oder schriftlich beantragt werden. 
Die Schriftform wird auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare elektronische Übermittlung gewahrt. 
Bei der Antragstellung müssen Familienname, Vorna-
men, Geburtsdatum und Wohnanschrift (Straße, Haus-
nummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr gestellt wer-
den. 
 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihm/ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl (Samstag, 
24. Mai 2014), 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a bis c 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stel-
len. 
Wer den Antrag für jemand anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er/sie dazu berechtigt ist. Ein/e behinderte/r Wahl-
berechtigte/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 
 

6. Mit dem Wahlschein erhält er/sie  
 
- einen amtlichen Stimmzettel (weiß), 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
für eine andere Person ist nur möglich, wenn die Be-
rechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebe-
hörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte 
Person auszuweisen. 
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Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahl-
brief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass 
der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 
Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland als Standardbrief ohne besondere Ver-
sendungsform ausschließlich von der Deutsche Post 
AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben wer-
den. 

 
Detmold, den 15. April 2014 
 
Stadt Detmold 
 
 
Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
191 Öffentliche Bekanntmachung; Zugelassene 

Wahlvorschläge für die Wahl des/der Bürger-
meisters/in in der Stadt Detmold am 25.05.2014 
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Gemeinde Dörentrup 
 
192 Wahlbekanntmachung der Gemeinde 

Dörentrup 
 
1. Am 25.05.2014 findet in der Bundesrepublik Deutsch-
land  die Wahl zum  
 

Europäischen Parlament 
 
statt. Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Gemeinde ist in 13  allgemeine Wahlbezirke einge-
teilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahl-berechtigten 
in der Zeit vom 21.04.2014 bis 04.05.2014 zugestellt wor-
den sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 15.00 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Dörentrup, Poststraße 11, zusammen. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahl-raum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wähler-verzeichnis er ein-
getragen ist. 
 
Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und einen 
amtlichen Personalausweis –Unionsbürger einen gültigen 
Identitätsausweis- oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abge-geben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler er-
hält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel aus-
gehändigt. 
 
Jeder Wähler hat eine Stimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
die Bezeichnung der Partei und ihre Kurzbezeichnung bzw. 
die Bezeichnung der sonstigen politischen Vereinigung und 
ihr Kennwort sowie jeweils die ersten 10 Bewerber der zu-
gelassenen Wahlvorschläge und rechts von der Bezeich-
nung des Wahlvorschlagsberechtigten einen Kreis für die 
Kennzeichnung. 
 
Der Wähler gibt 
 
seine Stimme in der Weise ab,  

 
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein 
in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise 
eindeutig kenntlich macht, welchem Wahlvorschlag sie 
gelten soll.  

 
 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahl-kabine 
des Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum 
gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass 
seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
 
 
 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Fest-stellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann 
hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlge-
schäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Kreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-bezirk 
des Kreises oder 
 
b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Ge-
meindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahl-
briefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel (in verschlossenem Stimmzettelumschlag) und 
dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle über-senden, 
dass er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 
 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben. Das gilt auch für Wahlberech-
tigte, die zugleich in einem anderen Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union zum Europäischen Parlament wahlbe-
rechtigt sind (§ 6 Abs. 4 des Europawahlgesetzes).  
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-
ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; 
der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 Strafgesetz-
buches). 
 
Gemeinde Dörentrup, den 02.04.2014 
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
Friedrich Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
193 Bekanntmachung der Gemeinde Dörentrup 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum Europäischen Parlament am 
25. Mai 2014 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen Par-
lament wird in der Zeit vom 05. bis 09. Mai 2014 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten im Bürgerbüro der Ge-
meinde Dörentrup, Poststraße 11, 32694 für Wahlberech-
tigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Der Zugang zum 
Bürgerbüro ist barrierefrei. Jeder Wahlberechtigte kann die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
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Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis einge-
tragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister 
ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechts-
rahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Lan-
desmeldegesetze eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann in der Zeit vom 05. Mai 2014 bis zum 09. 
Mai 2014, spätestens am 09.05.2014 bis 12.00 Uhr, bei der 
Gemeinde Dörentrup,  Fachbereich 2 –Ordnung und Sozia-
les- Poststraße 11, 32694 Dörentrup, Einspruch einlegen. 
 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen sind, erhalten bis spätestens zum 04. Mai 2014 eine 
Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen bean-tragt haben, er-
halten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahl-
kreis  
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Kreises  

 
oder  
 

durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1. ein in das Wählerverzeichnis eingetra-gener Wahl-
berechtigter, 

 
5.2. ein nicht in das Wählerverzeichnis ein-getragener 
Wahlberechtigter,  
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die 
Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis -bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der 
Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 
der Europawahlordnung- bis zum 04. Mai 2014 oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 
Abs. 1 der Europawahlordnung bis zum 09. Mai 2014 ver-
säumt hat, 
 

 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen  nach § 17 Abs. 1 der 
Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 
der Europawahlordnung  oder der Einspruchsfrist nach § 
21 Abs.1 der Europawahlordnung entstanden ist, 
 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wäh-
lerverzeichnisses zur Kennt-nis der Gemeindebehörde ge-
langt ist. 
 
Wahlscheine können von in das Wähler-verzeichnis einge-
tragenen Wahlberechtigten bis zum 23. Mai 2014, 18.00 
Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder 
elektronisch beantragt werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Auf-
suchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumut-
baren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag 
noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angege-
benen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlschei-
nes noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er da-
zu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
- einen amtlichen weißen Stimmzettel, 
 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefum-
schlag und 

 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunter-lagen für 
einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltag bis 
18.00 Uhr eingeht. 
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Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne besondere Versendungsform ausschließlich von 
dem Postunternehmen Deutsche Post AG unentgeltlich be-
fördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebe-
nen Stelle abgegeben werden. 
 
Gemeinde Dörentrup, den 02.04.2014  
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
Friedrich Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
194 Wahlbekanntmachung der Gemeinde 

Dörentrup über die Kommunalwahlen am 25. 
Mai 2014 

 
Folgende Wahlen sind miteinander verbunden und finden 
am 25. Mai 2014 gleichzeitig statt: 
 
Wahl des Bürgermeisters der Gemeinde Dörentrup, 
Wahl der Vertretung der Gemeinde Dörentrup 
und 
Wahl der Vertretung des Kreises Lippe 
 
Die Wahlen dauern von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
1. Die Gemeinde Dörentrup ist in 13 allgemeine Stimmbe-

zirke eingeteilt. 
 
 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-

tigten in der Zeit vom 21. April 2014 bis 04. Mai 2014 
übersandt werden, sind der Kreiswahlbezirk, der Ge-
meindewahl-/Stimmbezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 

 
2. Jeder Wahlberechtigte kann nur im Wahlraum des 

Stimmbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen ist.  

 
Personalausweis oder Reisepass sind zur Wahl mitzu-
bringen, damit sich der Wähler auf Verlangen über sei-
ne Person ausweisen kann. 
 

Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl vorgelegt wer-
den und ist auf Verlangen abzugeben.  

 
3. Für jede Wahl wird mit amtlich hergestellten Stimmzet-

teln gewählt, die im Wahlraum bereitgehalten und  vor 
Feststellung der Wahlberechtigung ausgehändigt wer-
den. 

 
Der Wähler hat für jede der verbundenen Wahlen, für 
die er wahlberechtigt ist, jeweils eine Stimme. Auf dem 
jeweiligen Stimmzettel kann nur ein Bewerber für die 
Wahl 

a) des Bürgermeisters 
b) der Gemeindevertretung 
c) des Kreistages 
 

gekennzeichnet werden. 
 
 

 
Die Stimmzettel unterscheiden sich wie folgt: 

a) für die Bürgermeisterwahl: gelbe Stimmzettel  
b) für die Gemeinderatswahl: blaue Stimmzettel  
c) für die Kreistagswahl: rote Stimmzettel 

       jeweils mit schwarzem Aufdruck. 
 
4. Der Wähler gibt seine Stimme –bei verbundenen Wah-

len jeweils eine Stimme- ab, indem durch Ankreuzen 
oder auf andere Weise kenntlich gemacht wird, wel-
chem Bewerber die Stimme gelten soll. 

 
 Die Stimmzettel müssen vom Wähler in einer Wahlzelle 

des Wahlraumes oder in einem besonderen Neben-
raum gekennzeichnet und so zusammengefaltet wer-
den, dass 

 seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 

5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Wahlbezirk, für den der Wahlschein ausgestellt 
ist,  

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Stimmbezirk dieses Wahlbezirks oder 

b) durch Briefwahl 
 teilnehmen. 
 

Wer durch Briefwahl wählen will, erhält auf Antrag von 
der Gemeindebehörde für jede Wahl, für die er wahl-
berechtigt ist, einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen gemeinsamen Stimmzettelumschlag für alle Wah-
len, einen amtlichen Wahlbriefumschlag für alle Wahlen 
und ein Merkblatt für die Briefwahl. Er muss seinen 
Wahlbrief mit den Stimmzetteln (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen 
Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefum-
schlag angegebenen Stelle übersenden, dass er dort 
spätestens am Wahltag bis 16.00 Uhr eingeht. Der 
Wahlbrief kann auch bei der auf dem Wahlbrief ange-
gebenen Stelle abgegeben werden. 
 
Der Briefwahlvorstand tritt am Wahltag um 15.00 Uhr im 
Rathaus der Gemeinde Dörentrup, Poststraße 11, 
32694 Dörentrup, zusammen. 

 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 

und nur persönlich ausüben (§ 25 Kommunalwahlge-
setz). 

 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 

einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht  
oder eine solche Tat versucht, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft (§ 107a 
Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
7. Die Wahlhandlung sowie die anschließende Ermittlung 

und Feststellung des Wahlergebnisses sind öffentlich. 
Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchti-
gung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
Dörentrup, den 02.04.2014 
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
Friedrich Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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195 Bekanntmachung der Gemeinde Dörentrup 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
zu den Kommunalwahlen NRW am 25. Mai 
2014 

 
1. Folgende Wahlen sind miteinander verbunden und 

finden am 25. Mai 2014 gleichzeitig statt: 
 
Wahl des Bürgermeisters der Gemeinde Dörentrup 
Wahl der Vertretung der Gemeinde Dörentrup und 
Wahl der Vertretung des Kreises Lippe 
 
Das Wählerverzeichnis zur Kommunalwahl für die 
Stimmbezirke der Gemeinde Dörentrup wird in der Zeit 
vom 05. Mai 2014 bis 09. Mai 2014 während der all-
gemeinen Öffnungszeiten im Bürgerbüro der Gemein-
de Dörentrup, Poststraße 11, 32694 Dörentrup,  für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Der Zugang zum Bürgerbüro ist barrierefrei. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist, spätes-
tens am 09. Mai 2014 bis 12.00 Uhr, bei der Gemein-
de Dörentrup, Fachbereich 2 –Ordnung und Soziales- 
Poststraße 11, 32694 Dörentrup, Einspruch einlegen.  
 
Der Einspruch ist schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift einzulegen. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 04. Mai 
2014 eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbe-
nachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberech-
tigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerver-
zeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. Wahlbe-
rechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein 
und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten 
keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in sei-

nem Wahlbezirk durch Stimmabgabe in einem belie-
bigen Stimmbezirk dieses Wahlbezirks oder durch 
Briefwahl teilnehmen.  

 
5.    Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
        
       5.1 jeder in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahl- 
             berechtigte 
 
       5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener  
             Wahlberechtigter, 
 

a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm 
nicht zu vertretenden Grund die Einspruchsfrist 
(bis zum 09. Mai 2014) versäumt hat, 

b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertreten-
den Grund nicht in das Wählerverzeichnis auf-
genommen worden ist, 

 
c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an 

der Wahl erst nach der  Einspruchsfrist ent-
standen ist oder sich herausstellt. 

 
6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-

getragenen Wahlberechtigten bis zum 23. Mai 2014, 
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde schriftlich oder 
mündlich beantragt werden. Die Schriftform wird auch 
durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder 
durch sonstige dokumentierbare Übermittlung in elekt-
ronischer Form gewahrt. Eine fernmündliche Antragstel-
lung ist unzulässig. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt 
werden.  
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm 
der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer 
Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis 
c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung ei-
nes Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr 
stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein/e behinderte/r Wahlbe-
rechtige/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe ei-
ner anderen Person bedienen. 

 
7. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

 
I. je einen amtlichen Stimmzettel für die Wahl, für 

die er wahlberechtigt ist. Dieser ist für die Bür-
germeisterwahl gelb, für die Gemeinderatswahl 
blau und für die Kreistagswahl rot, 

II. einen amtlichen grünen Stimmzettelumschlag, 
III. einen amtlichen gelben Wahlbriefumschlag, auf 

dem die vollständige Anschrift, an die der Wahl-
brief zu übersenden ist, und der Wahlbezirk ange-
geben ist, 

IV. ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für 
einen anderen ist nur zulässig, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die 
Stimmzettel, legt sie in den amtlichen grünen Stimmzettel-
umschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf 
dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung  an Eides 
statt, steckt den unterschriebenen Wahlschein und den 
verschlossenen grünen Stimmzettelumschlag in den amtli-
chen gelben Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahl-
briefumschlag. 
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Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit den 
Stimmzettel(-n) und dem Wahlschein so rechtzeitig an die 
angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spä-
testens am Wahltage bis 16.00 Uhr eingeht. Die Wahlbriefe 
werden im Bereich der Deutschen Post AG als Standard-
brief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich be-
fördert. Sie können auch bei der auf dem Wahlbrief ange-
gebenen Stelle abgegeben werden. 
 
Dörentrup, den 02.04.2014 
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
Friedrich Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
196 Öffentliche Bekanntmachung 

Zugelassene Wahlvorschläge für die Kommu-
nalwahl in der Gemeinde Dörentrup am 
25.05.2014 

 
Nach §§ 19, 46  b des Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) 
in Verbindung mit §§ 30,31 Abs. 4, 75 b Abs. 7 der Kom-
munalwahlordnung  (KWahlO) gebe ich bekannt, dass der 
Wahlausschuss in seiner Sitzung am 10.04.2014 folgende 
Wahlvorschläge für die Kommunalwahl in der Gemeinde 
Dörentrup zugelassen hat : 
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Gemeinde Extertal 
 
197 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen für die Wahl zum Europäi-
schen Parlament am 25. Mai 2014 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen 

Parlament für die Wahlbezirke der Gemeinde Extertal 
wird in der Zeit vom 5. Mai bis 9. Mai 2014 im Rathaus 
zwei, Mittelstraße 35, 32699 Extertal, EG, Bürgerser-
vice, während der allgemeinen Öffnungszeiten für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 

 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlbe-
rechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 
von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Per-
sonen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegis-
ter einen Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des 
Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden Vor-
schriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann in der Zeit vom 5. Mai bis zum 9. Mai 
2014, spätestens am 9. Mai 2014 bis 12.00 Uhr, bei 
dem Bürgermeister der Gemeinde Extertal, 32699 Ex-
tertal, Rathaus zwei, Mittelstraße 35, EG, Bürgerser-
vice, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich 
oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt wer-
den. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 4. Mai 2014 
eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenach-
richtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu 
sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 
einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein 
Wahlrecht nicht ausüben kann.  
 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in sei-
nem/ihrem Wahlbezirk durch Stimmabgabe in einem 
beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlbezirks oder durch 
Briefwahl teilnehmen. 

 
 
 
 
 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahl-

berechtigter, 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 

Wahlberechtigter,  
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschul-
den die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wähler-
verzeichnis bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der 
Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 
17a Abs. 2 der Europawahlordnung bis zum 
4. Mai 2014 oder die Einspruchsfrist gegen das 
Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europa-
wahlordnung bis zum 9. Mai 2014 versäumt hat,  

 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst 

nach Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 
17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unions-
bürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlord-
nung oder der Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 
der Europawahlordnung entstanden ist, 

 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren 

festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis 
der Gemeindebehörde gelangt ist.  

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis einge-
tragenen Wahlberechtigten bis zum 23. Mai 2014, 18.00 
Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich oder schriftlich 
oder elektronisch beantragt werden. Die Schriftform gilt 
auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail 
oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Über-
mittlung als gewahrt. Fernmündliche Anträge sind unzuläs-
sig und können deshalb nicht entgegen genommen wer-
den. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der 
Antragsstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Auf-
suchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumut-
baren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag 
noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis c) ange-
gebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahl-
scheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen.  
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er da-
zu berechtigt ist. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
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Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunteralgen für 
einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land als Standardbrief ohne besondere Versendungsform 
ausschließlich durch die Deutsche Post AG unentgeltlich 
befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angege-
benen Stelle abgegeben werden. 
 
Extertal, 11. April 2014 
 
Gemeinde Extertal  
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
198 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der 1. 

Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der 
Gemeinde Extertal für die Haushaltsjahre 2013 
und 2014 

 
Hiermit wird bekannt gemacht, dass der Entwurf der 1. 
Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der Gemeinde 
Extertal für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 in der Zeit 
vom 
 

28. April bis 07. Mai 2014 
 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus III, 
Zimmer 11, während der Dienststunden öffentlich ausliegt. 
 
Es wird weiter darauf hingewiesen, das Einwohner und Ab-
gabepflichtige gegen den Entwurf der 1. Nachtragssatzung 
zur Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2013 und 
2014 innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der 
Auslegung schriftlich oder zur Niederschrift bei der Ge-
meinde Extertal, Der Bürgermeister, Mittelstr. 33, 32699 
Extertal, während der Dienststunden Einwendungen erhe-
ben können. 
 
32699 Extertal, den 15. April 2014  
 
Der Bürgermeister 
 
 
(H. Hoppenberg)  

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
 
 
 

 
199 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen zu den Kommunalwahlen in 
Nordrhein-Westfalen am 25. Mai 2014 

 
1. Das Wählerverzeichnis für die Stimmbezirke der Ge-

meinde Extertal wird in der Zeit vom 5. bis 9. Mai 2014 
im Rathaus zwei, Mittelstraße 35, 32699 Extertal, EG, 
Bürgerservice, während der allgemeinen Öffnungszei-
ten für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehal-
ten. 

 
Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner/ihrer Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister einen Sperrvermerk gemäß dem § 34 
Abs. 6 des Meldegesetzes eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten, spätestens am 9. Mai 2014 bis 12.00 Uhr, bei 
der Gemeinde Extertal, Rathaus zwei, Mittelstraße 35, 
32699 Extertal, EG, Bürgerservice, Einspruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 4. Mai 2014 
eine Wahlbenachrichtigung. 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Ge-
fahr laufen will, dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in seinem 

Wahlbezirk 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Stimmbezirk dieses Wahlbezirks 

oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 
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5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 
5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r Wahlbe-

rechtigte/r, 
 

5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Wahlberechtigte/r, 

 
a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne sein/ihr 

Verschulden die Einspruchsfrist gegen das Wähler-
verzeichnis (bis zum 9. Mai 2014) versäumt hat, 

b) wenn sein/ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst 
nach Ablauf der Antragsfrist oder der Einspruchsfrist 
entstanden ist, 

c) wenn sein/ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren 
festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis 
der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis 

eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 23. Mai 
2014, 18.00 Uhr, bei der Gemeinde Extertal, Rathaus 
zwei, Mittelstraße 35, 32699 Extertal, EG, Bürgerser-
vice, mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt 
werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, 
Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige do-
kumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. 
Fernmündliche Anträge sind unzulässig und können 
deshalb nicht entgegen genommen werden. Ein behin-
derter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstel-
lung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt wer-
den. 
 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihm/ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, 
ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahl-
berechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) 
bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er/sie dazu berechtigt ist. Ein/e behinderte/r Wahl-
berechtigte/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 

 
7. Mit dem Wahlschein erhält der/die Wahlberechtigte zu 

den Gemeinde- und Kreiswahlen (Ratswahl und Kreis-
tagswahl) 
1. den gemeinsamen Wahlschein für alle Wahlen, 
2. je einen Stimmzettel für die Gemeinderatswahl 

(grün) und die Kreistagswahl (rot), 
3. den für alle Wahlen gemeinsamen amtlichen grünen 

Stimmzettelumschlag, 
4. den gelben Wahlbriefumschlag. 

 
 
 
 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechti-
gung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberech-
tigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versi-
chern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Per-
son auszuweisen. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die 
Stimmzettel, legt sie in den besonderen amtlichen 
Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unter-
zeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versi-
cherung an Eides statt, steckt den unterschriebenen 
Wahlschein und den Stimmzettelumschlag in den be-
sonderen Wahlbriefumschlag und verschließt den 
Wahlbriefumschlag. 
 
Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief 
mit den Stimmzetteln und dem Wahlschein so rechtzei-
tig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 16.00 Uhr 
eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland von der Deutschen Post AG als Standard-
brief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich 
befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief an-
gegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Extertal, 11. April 2014 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
200 Öffentliche Bekanntmachung: Zugelassene 

Wahlvorschläge für die Kommunalwahl in der 
Gemeinde Extertal am 25.05.2014 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
201 Bebauungsplan H 10 N „Potthof“, Stt. Horn 

hier: Inkrafttreten 
 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner Sitzung am 10.04.2014 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zum Bebau-
ungsplan H 10 N „Potthof“ angeordnet: 
 
„Der Bebauungsplan H 10 N „Potthof“ wird als Satzung be-
schlossen. Es gilt die als Anlage 7 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 7, Satzungstext:) 
§ 1 Inhalt 
Für ein durch die Straßen „Nordstraße“, „Potthof“, 
„Mittelstraße“, „Holzhauser Berg“ und „Bornsberg“, 
sowie im Übrigen durch Bauzeilen am „Felsenkel-
ler“, „Holzhauser Berg“ und „Mittelstraße“ und die 
freie Landschaft (Lienkämpen, Fillerkuhle) begrenz-
te Gebiet im Stadtteil Horn wird der Bebauungsplan 
H 10 N „Potthof“ aufgestellt.  
Maßgeblich für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes ist die Plangebietsgrenze in der Plan-
zeichnung im Maßstab 1:1.000. 
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
mit textlichen Festsetzungen im Maßstab 1:1.000 
vom 19.03.2014. Dem Bebauungsplan ist eine Be-
gründung mit Datum vom 19.03.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Be-
kanntmachung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden) 
folgenden Tag in Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung treten für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes H 10 N die bis-
herige Satzung über den Bebauungsplan H 10 und 
die Änderungssatzungen außer Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung gelten für den Gel-
tungsbereich ausschließlich die in der Planzeich-
nung im Maßstab 1:1.000 vom 19.03.2014 enthal-
tenden zeichnerischen und textlichen Festsetzun-
gen.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
10.04.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan H 10 N „Potthof““ rechtsverbindlich. 
 
 
 
 

 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Form- und Verfahrens-
vorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans   und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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202 1. Änderung des Bebauungsplanes L 7 „Er-

lenweg“, Stt. Leopoldstal  
 hier: Inkrafttreten 
 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner Sitzung am 10.04.2014 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes L 7 „Erlenweg“, Stt. Leopold-
stal angeordnet: 
 
„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes L 7 „Erlenweg“ 
wird als Satzung beschlossen. Es gilt die als Anlage 6 bei-
gefügte Satzung. 
 

(Anlage 6, Satzungstext:) 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Der Bebauungsplan L 7 „Erlenweg“ wird mit dieser 1. 
Änderung für seinen gesamten Geltungsbereich ge-
ändert.  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus der Plan-
zeichnung mit textlichen Festsetzungen im Maßstab 
1:1.000 vom 19.03.2014. Dem Änderungsbebau-
ungsplan ist eine Begründung mit Datum vom 
19.03.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt der Ursprungsbe-
bauungsplan L 7 „Erlenweg“ vollständig außer Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung gelten für den Ände-
rungsbereich ausschließlich die in der Planzeichnung 
im Maßstab 1:1.000 vom 19.03.2014 enthaltenden 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
10.04.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes L 7 „Erlenweg“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Änderungsbebauungsplan (Planzeichnung mit textli-
chen Festsetzungen) und die Begründung werden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Form- und Verfahrens-
vorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans   und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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203 1. Änderung des Bebauungsplanes H 21 F „In-

dustrie-straße/Ost“, Stt. Horn  
 hier: Inkrafttreten 
 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner Sitzung am 10.04.2014 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 21 F „Industriestraße/Ost“, 
Stt. Horn angeordnet: 
 

„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 21 F „In-
dustriestraße/Ost“ wird als Satzung beschlossen. Es 
gilt die als Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 
(Anlage 2, Satzungstext:) 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
H 21 F „Industriestraße/Ost“ werden wie folgt ergänzt: 
In den GI (e) sind gem. § 1 (6, 9) BauNVO unzuläs-
sig: Bordelle und ähnliche auf sexuelle Handlungen 
ausgerichtete Betriebe (Eros-Center, Peep-Shows, 
Privatclubs, Dirnenunterkünfte, Aufstellung von 
Wohnwagen-, Wohnmobilen o.ä. zur bordellähnlichen 
Nutzung). 
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der zusätzlichen textlichen Festsetzung auf 
der Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 
21 F. Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Be-
gründung mit Datum vom 19.03.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
10.04.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 21 F „Industriestraße/Ost“ rechts-
verbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Änderungsbebauungsplan (Planzeichnung mit textli-
chen Festsetzungen) und die Begründung werden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Form- und Verfahrens-
vorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans   und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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204 1. Änderung des Bebauungsplanes L 8 N 

„Rischwiese“, Stt. Leopoldstal hier: Inkrafttre-
ten 

 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner Sitzung am 10.04.2014 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes L 8 N „Rischwiese“, Stt. Leo-
poldstal angeordnet: 
 

„Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes 
L 8 N „Rischwiese“ wird als Satzung beschlossen. Es 
gilt die als Anlage 6 beigefügte Satzung. 
 
(Anlage 6, Satzungstext:) 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Der Bebauungsplan L 8 N „Rischwiese“ wird mit die-
ser 1. Änderung in einem Teilbereich wie folgt geän-
dert: Ein Grundstücksbereich zwischen Eichenweg 
und Kiefernweg, für den zur Realisierung einer Hin-
terbebauung im Bebauungsplan L 8 N, rechtskräftig 
seit dem 11.07.2006, Baugebiete (Allgemeines 
Wohngebiet) und Verkehrsflächen festgesetzt sind, 
wird in Private Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
„Landschafts- und naturnahe Grünflächen“ umge-
wandelt 
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus der Plan-
zeichnung mit textlichen Festsetzungen im Maßstab 
1:1.000 vom 14.11.2012. Dem Änderungsbebau-
ungsplan ist eine Begründung mit Datum vom 
14.11.2012 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 
 

Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
10.04.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes L 8 N „Rischwiese“ rechtsverbind-
lich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
 
 
 
 

 
Der Änderungsbebauungsplan (Planzeichnung mit textli-
chen Festsetzungen) und die Begründung werden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Form- und Verfahrens-
vorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans   und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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205 Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes 

der Stadt Horn-Bad Meinberg  
 hier: verfahrensabschließender Beschluss 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
vom 10.04.2014 die Fortschreibung des Einzelhandels-
konzeptes als „städtebauliches Entwicklungskonzept“ be-
schlossen. 
 
Das Einzelhandelskonzept gibt die grundsätzlichen Ziele 
für die zukünftige Entwicklung des Einzelhandels in Horn-
Bad Meinberg vor: Zum einen sollen das Hauptzentrum 
Horn (Historischer Stadtkern) und das Nebenzentrum Bad 
Meinberg (Allee u.a.) gestärkt und die weitere Entwicklung 
des Einzelhandels in den Gewerbegebieten verhindert 
werden. Zum anderen ist es auch Ziel des Konzeptes, die 
fußläufige Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln 
und anderen Waren des täglichen Bedarfs zu verbessern. 
 
Das  Einzelhandelskonzept wird beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) während 
der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jedermanns 
Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
206 Bebauungsplan Fi 1 „Beethovenweg / Wind-

mühlenweg“ im Stt. Fissenknick  
 Aufstellungsbeschluss  
 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 02.04.2014 die Aufstellung des o.g. Bebauungs-
planes beschlossen. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereichs ist aus dem nach-
folgend mit abgedrucktem Übersichtsplan ersichtlich. Die-
ser Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gem. § 3 (1) BauGB ist die Öffentlichkeit über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich un-
terscheidende Lösungsmöglichkeiten, die für die Neuge-
staltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung öffentlich zu unterrichten. Die öffentliche Unterrich-
tung über die Planung erfolgt in der Zeit vom 05.05. bis 
zum 06.06.2014 während der allgemeinen Öffnungszeiten 
beim Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegen-
schaften der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 2. OG 
(Flur), wobei gleichzeitig Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung gegeben ist. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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207 2. Änderung (Gesamtüberarbeitung) des Be-

bauungs-planes Ho 6 „Kurpark und Umge-
bung“, Stt. Holzhausen-Externsteine  

 hier: Bekanntmachung der Öffentlichen Ausle-
gung 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 02.04.2014 beschlossen, den Entwurf des o.g. 
Bebauungsplanes öffentlich auszulegen.  
 
Gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des Bebauungsplanes und der 
Entwurf der Begründung vom  
 

05. Mai bis einschließlich 06. Juni 2014 
 
öffentlich ausliegt. Die öffentliche Auslegung findet beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangtafel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: 
Montags bis donnerstags zwischen 8:00 Uhr und 16:00 
Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr und donnerstags 
bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 
Uhr.  
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 gebeten. 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, 
die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht recht-
zeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 
sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 
des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. § 4a 
(6) BauGB). 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan im 
beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB ohne Durch-
führung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB durchge-
führt wird. Von der Erstellung eines Umweltberichtes nach 
§ 2 a BauGB und der Angabe nach § 3 (2) Satz 2 BauGB, 
welche umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, 
wird abgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in dem Entwurf der Planzeichnung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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208 2. Änderung/Teilaufhebung des Bebauungs-

planes H/M 22 „Friedhof am Schlehdornweg“ 
im Stt. Horn  

 hier: Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses und der Öffentlichen Auslegung 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 28.11.2012 die Aufstellung des o.g. Bebauungs-
planes beschlossen. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereichs ist aus dem nach-
folgend mit abgedrucktem Übersichtsplan ersichtlich. Die-
ser Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 02.04.2014 beschlossen, den Entwurf des o.g. 
Bebauungsplanes öffentlich auszulegen.  
 
Gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des Bebauungsplanes und der 
Entwurf der Begründung vom  
 

05. Mai bis einschließlich 06. Juni 2014 
 
öffentlich ausliegt. Die öffentliche Auslegung findet beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Oberge-
schoss, Aushangtafel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: 
Montags bis donnerstags zwischen 8:00 Uhr und 16:00 
Uhr, bzw. mittwochs schon ab 7:30 Uhr und donnerstags 
bis 17:30 Uhr, sowie freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 
Uhr.  
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 gebeten. 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, 
die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht recht-
zeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 
sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 
des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. § 4a 
(6) BauGB). 
 
Folgende umweltbezogenen Informationen sind verfügbar: 
Begründung zum Bebauungsplan und Umweltbericht mit 
der Feststellung, dass nicht erkennbar ist, dass es durch 
das Planverfahren wesentliche Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Mensch, Pflanzen, Tiere und die biologische 
Vielfalt, Boden, Wasser, Klima, Landschaftsbild / Ortsbild 
und Kultur- und Sachgüter geben kann. 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in dem Entwurf der Planzeichnung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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209 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Kosten und Gebühren in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg bei Einsätzen der 
Freiwilligen Feuerwehr vom 14.04.2014 

 
Auf Grund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Absatz 1 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2013 (GV NW S. 878) und des § 41 Absatz 4 Satz 1 
des Gesetzes über den Feuerschutz und die Hilfeleistung 
(FSHG) vom 10.02.1998 (GV NW S. 122) hat der Rat der 
Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 10.04.2014 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

§ 2 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(3) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfe-
leistung die Pflicht einer anderen Behörde oder Einrichtung 
zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, ver-
langt die Stadt  den Ersatz der Kosten für den Feuerwehr-
einsatz vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Ein-
richtung, sofern ein Kostenersatz nach Abs. 2 nicht möglich 
ist. 
 

§ 2 
 

§ 3 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Für diese Einsätze wird abweichend von der Berechnung 
nach Abs. 1 jeweils eine Pauschale nach Maßgabe des an-
liegenden Tarifs berechnet.  
 

§ 3 
 
In § 4 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 
 
(4) Bei Einsätzen, die eine Zahlung eines Verdienstausfalls 
an private Arbeitgeber sowie beruflich selbständige Ange-
hörige der Freiwilligen Feuerwehr erforderlich machen, wird 
der Ersatz der entstandenen Kosten verlangt. 
 

§ 4 
 
§ 7 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Für freiwillige Leistungen der Feuerwehr im Sinne des § 1 
Abs. 2 und  3 werden Gebühren nach Maßgabe der §§ 4 
bis 6 erhoben. 
 

§ 5 
 

Tarif 
gemäß § 4 der Satzung über die Kostenerstattung und 

die Erhebung von Gebühren für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige Leistun-

gen der Feuerwehr der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 10.04.2014 

 
I. Persönliche Leistung  
 
Einsatz je Feuerwehrmann und Stunde 24,00 € 
 
 
 
 

 
II. Sächliche Leistungen  
1. Benutzung aller Fahrzeuge einschließlich feuerwehr-

technischer Beladung ohne Fahrer 
je Fahrzeug und Stunde  
a) MTF    41,46  € 
b) RW/TLF/H    53,02  € 
c) Drehleiter    51,62  € 
d) SW    59,44  € 
e) ELW    42,99  € 
f) GW/TSF/LF    56,07  € 

2. Sauerstoff, Pressluft, Schaummittel, Löschpulver, Fil-
tereinsätze, Bindemittel, Kunststoffplanen, Säcke und 
sonstige Verbrauchsmittel werden zu Tagespreisen ge-
sondert berechnet. 

3. Für Einsätze nach § 2 Abs. 1, Nr. 6 und 7 
     360,00 € 

4. Material für jede aufgebaute Ölsperre 
(außer Bindemittel); täglich pauschal   10,00 € 

 
§ 6 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2014 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Kosten und Gebühren in der Stadt Horn-
Bad Meinberg bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr  
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 14.04.2014 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
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210 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen für die Wahl zum Europäi-
schen Parlament und die Kommunalwahlen in 
der Stadt Horn-Bad Meinberg am 25. Mai 2014 

 
1. Das verbundene Wählerverzeichnis zur Wahl des Eu-

ropäischen Parlaments und zu den Kommunalwahlen 
für die Stimmbezirke der Stadt Horn-Bad Meinberg wird 
in der Zeit vom 5. bis zum 9. Mai 2014 während der all-
gemeinen Öffnungszeiten im Rathaus, Marktplatz 4, 
32805 Horn-Bad Meinberg, Zimmer 27, für Wahlberech-
tigte zur Einsichtnahme bereitgehalten.  
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahl-
berechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Da-
ten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft 
zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Un-
vollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hin-
sichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder einen (getrennten) Wahlschein für die 
Europawahl und einen Wahlschein für die Kommunal-
wahl hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann während der Einsichtsfrist, spätes-
tens am 9. Mai 2014 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt Horn-
Bad Meinberg, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Mein-
berg, Zimmer 27, Einspruch einlegen. 

 
Der Einspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift 
eingelegt werden. Soweit die behaupteten Tatsachen 
nicht offenkundig sind, sind die erforderlichen Beweis-
mittel beizubringen oder anzugeben.  

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 4. Mai 2014 
eine verbundene Wahlbenachrichtigung für die Euro-
pawahl und die Kommunalwahlen, auf der kenntlich 
gemacht ist, für welche der Wahlen die Wahlberechti-
gung besteht. 

 
Die Benachrichtigungen enthalten auf der Rückseite ei-
nen Vordruck für einen gemeinsamen Antrag auf Ertei-
lung eines Wahlscheins für die Europawahl und eines 
Wahlscheins für die Kommunalwahlen.  

 
In der Wahlbenachrichtigung, sind der Wahlbezirk/ 
Stimmbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem die 
Wahlberechtigten zu wählen haben. Barrierefrei zu-
gängliche Wahlräume sind mit einem Rollstuhlpikto-
gramm gekennzeichnet. Ein Verzeichnis der barrierefrei 
zugänglichen Wahlräume liegt während der allgemei-
nen Öffnungszeiten bei der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, Zimmer 27, 
zur Einsichtnahme aus. 

 
 

 
Wahlberechtigte, die keine Wahlbenachrichtigung erhal-
ten haben, aber glauben, wahlberechtigt zu sein, müs-
sen Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, 
wenn sie nicht Gefahr laufen wollen, ihr Wahlrecht nicht 
ausüben zu können. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits getrennte 
Wahlscheine und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung.  
Die Kommunalwahlen und die Europawahlen finden 
gleichzeitig statt. Wahlberechtigte, die bei den 
Kommunalwahlen und bei der Europawahl durch 
Briefwahl wählen wollen, müssen jeweils geson-
derte Wahlbriefe absenden. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, 
 

4.1 kann bei der Europawahl im Kreis Lippe durch 
Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum die-
ses Kreises 
oder 
durch Briefwahl teilnehmen bzw. 

 
4.2 kann bei den Kommunalwahlen in seinem/ihrem 

Wahlbezirk durch Stimmabgabe in einem beliebi-
gen Stimmbezirks des Wahlbezirks 
oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 

 
5. Auf Antrag erhalten Wahlscheine und Briefwahlunterla-

gen 
 

5.1 für die Europawahl 
 

• in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahl-
berechtigte, 

 
• nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene 

Wahlberechtigte, 
 

a. wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschul-
den die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wähler-
verzeichnis bis zum 4. Mai 2014 oder die Ein-
spruchsfrist bis zum 9. Mai 2014 versäumt haben,  

 
b. wenn das Recht auf Teilnahme an der Wahl erst 

nach Ablauf der Antragsfrist oder der Einspruchs-
frist entstanden ist, 

 
c. wenn das Wahlrecht im Einspruchsverfahren fest-

gestellt worden und die Feststellung erst nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis 
der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
5.2 für die Kommunalwahlen 

 
• in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahl-

berechtigte, 
 

• nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene 
Wahlberechtigte, 
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a. wenn sie nachweisen, dass sie aus einem von 

ihnen nicht zu vertretenden Grund die Einspruchs-
frist bis zum 9. Mai 2014 versäumt haben,  

 
b. wenn sie aus einem von ihnen nicht zu vertreten-

den Grund nicht in das Wählerverzeichnis aufge-
nommen worden sind, 

 
c. wenn die Berechtigung zur Teilnahme an der 

Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist oder der 
Einspruchsfrist entstanden ist. 

 
Für die Kommunalwahlen werden nicht in das Wählerver-
zeichnis eingetragene Wahlberechtigte noch bis zum 16. 
Tag vor der Wahl (9. Mai 2014) von Amts wegen in das 
Wählverzeichnis eingetragen, wenn sich ihre Wahlberech-
tigung bis zu diesem Tag durch Eintragung in das Melde-
register herausstellt. 
 
Wahlscheine können mündlich oder schriftlich oder elekt-
ronisch beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch 
Telefax oder E-Mail gewahrt. Ein telefonisch gestellter An-
trag ist unzulässig. 
 
Wahlscheine können von Wahlberechtigten beantragt wer-
den, die  
 
• in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, bis zum 23. 

Mai 2014, 18.00 Uhr, im Fall nachweislich plötzlicher 
Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht 
oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten mög-
lich macht, noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr. Wahlbe-
rechtigte, die glaubhaft versichern, dass ihnen die be-
antragten Wahlscheine nicht zugegangen sind, können 
bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, neue Wahlschei-
ne beantragen.  

 
• nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, aber 

aus den oben unter a. bis c. genannten Gründen Wahl-
scheine erhalten können, bis zum Wahltag, 15.00 Uhr. 

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu 
berechtigt ist. Behinderte Wahlberechtigte können sich der 
Hilfe einer anderen Person bedienen, die mindestens 16 
Jahre alt sein muss. 
 
6. Mit dem weißen Wahlschein für die Europawahl er-

halten die Wahlberechtigten 
 

1. einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises für 
die Europawahl, 

 
2. einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag für 

die Europawahl, 
 

3. einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag, auf 
dem die Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzu-
senden ist, aufgedruckt ist, 

 
4. ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
 
 
 
 
 
 

 
Mit dem gelben Wahlschein für die Kommunal-
wahlen (gemeinsamer Wahlschein für die Ratswahl 
und Kreistagswahl) erhalten die Wahlberechtigten 
 
1. je einen Stimmzettel für die Gemeinderatswahl 

(blau), und die Kreistagswahl (rot), 
 
2. den für alle Wahlen gemeinsamen amtlichen grünen 

Stimmzettelumschlag, 
 
3. einen amtlichen gelben Wahlbriefumschlag, auf 

dem die Anschrift, an die der Wahlbrief zurück-
zusenden ist, aufgedruckt ist, 

 
4. ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlscheinen und Briefwahl-
unterlagen für eine andere Person ist nur möglich, 
wenn die Berechtigung zum Empfangnahme der Unter-
lagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
gewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht 
mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der 
Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen 
schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die be-
vollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler die Wahlbriefe mit 
den Stimmzetteln und den Wahlscheinen getrennt für 
die Europawahl und die Kommunalwahlen so rechtzei-
tig an die angegebene Stelle absenden, dass  
 
der Wahlbrief für die Europawahl dort spätestens am 
Wahltag bis 18.00 Uhr, und 
 
der Wahlbrief für die Kommunalwahlen dort spätestens 
am Wahltag bis 16.00 Uhr, eingeht. 
 
Später eingehende Wahlbriefe werden bei den Wahlen 
nicht berücksichtigt.  
 
Nähere Hinweise zur Briefwahl sind den getrennten 
Merkblättern für die Briefwahl, die mit den Briefwahl-
unterlagen übersandt werden, zu entnehmen. 
 
Der rote Wahlbrief für die Europawahl und der gelbe 
Wahlbrief für die Kommunalwahlen werden innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland ausschließlich von der 
Deutschen Post AG ohne besondere Versendungsform 
unentgeltlich befördert.  
Die Wahlbriefe können auch bei den auf den Wahlbrie-
fen angegebenen Stellen abgegeben werden. 

 
Horn-Bad Meinberg, 14.04.2014 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Wahlleiter 
In Vertretung: 
 
 
Engel 

Kr.Bl.Lippe 25.04.2014 
 
 
 
211 Öffentliche Bekanntmachung: Zugelassene 

Wahlvorschläge für die Kommunalwahl in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg am 25.05.2014 
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